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Bessere Rechtsetzung muss die Interessen 
aller Akteur:innen berücksichtigen

Forderungen

•	•	 Die AK fordert, dass EU-Normen so verständlich 
und einfach verfasst sind, dass sie auch von 
Personen, die nicht Rechtsexpert:innen sind, gut 
verstanden werden können.

•	•	 Mögliche veraltete und komplexe 
Gesetzesmaterien sollen im Rahmen eines 
demokratischen Prozesses case by case 
einer gründlichen Evaluierung unterzogen und 
gegebenenfalls überarbeitet oder gestrichen 
werden.

•	•	 Bei der Besseren Rechtsetzung müssen immer 
die Interessen aller Akteur:innen gleichermaßen 
berücksichtigt werden. Eine Ausrichtung der 
Rechtsetzung auf die Interessen einer einzelnen 
Gruppe ist strikt abzulehnen.

•	•	 Ein One In, One Out-Ansatz oder 
Steigerungsformen (Two oder Three Out), bei 
denen für ein neues Gesetz ein oder mehrere 
bestehende Gesetze gestrichen werden, 
sind abzulehnen, weil rein quantitative Ziele 
kontraproduktiv sein und die Qualität der 
Gesetzgebung dadurch sogar sinken könnte.

•	•	 Überlegungen zu Red Tape beziehungsweise 
Gold Plating sind kontraproduktiv, weil diese 
Ansätze dazu führen, dass nationale Normen, 
die über den Minimumstandards auf EU-Ebene 
liegen und vorteilhaft für viele Akteur:innen sind, 
nicht mehr erlaubt wären. 

Hintergrund

EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen hat 
die Agenda zur Besseren Rechtsetzung in den 
letzten fünf Jahren vorangetrieben und auch 
für die kommende Legislaturperiode zu einer 
Priorität erklärt. Ein besonderes Augenmerk 
legt sie auf „Bürokratieabbau und Reduktion 
von Verwaltungslasten“. Dabei wird immer 
offensichtlicher, dass es sich bei dieser Agenda 
hauptsächlich um eine Deregulierungsagenda zum 
Vorteil von Unternehmen handelt. Die Kommission 
sollte sich jedoch stattdessen dringend auf 
qualitativ hochwertige Rechtsvorschläge 
fokussieren, die alle Akteur:innen in den EU-
Volkswirtschaften gleichrangig berücksichtigen.
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Begründung und Argumente 

Die Agenda für Bessere Rechtsetzung darf nicht dazu 
führen, dass eine Verbesserung von Standards in 
Beschäftigungs-, Sozial-, Konsument:innenschutz und 
Umweltschutz oder anderen gesellschaftspolitisch 
wichtigen Bereichen nicht mehr möglich ist und 
bestehende Normen möglicherweise untergraben 
werden.

Das Ziel muss stattdessen die Durchsetzung von 
besseren gesellschaftspolitischen Standards sein, 
statt eines Stillstands durch eine verfehlte Agenda der 
„Besseren Rechtsetzung“. 

Unterlassene und ineffektive Gesetzgebungsarbeit 
hat zudem in der Vergangenheit unter anderem zur 
Finanzkrise geführt, weil es an entsprechenden Regeln 
bei der Vergabe von Krediten gefehlt hat. Die Kosten 
dieser teils regelungsfreien Narrenfreiheit waren 
enorm.

„Weniger ist nicht immer mehr“ – das betrifft auch 
die Anzahl an Gesetzen. Daher sollte die Kommission 
Abstand von Ideen wie dem One In, One Out- oder 
dem Red Tape-Ansatz nehmen.

Rein quantitative Ziele wie die Streichung von 25 
Prozent der Berichtspflichten für Unternehmen 
bringen die Gefahr, dass diesem Ziel auch wichtige 
Informationen zum Opfer fallen, die für das 
reibungslose Funktionieren einer Volkswirtschaft 
nötig sind. Es ist daher einem qualitativen Ansatz der 
Vorzug zu geben, der sicherstellt, dass veraltete, nicht 
mehr notwendige Normen gestrichen werden können, 
während wesentliche Regelungen beibehalten werden.
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Die Bundesarbeitskammer (AK) ist die gesetzliche 
Interessenvertretung von rund 4 Millionen 
Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen in 
Österreich. Sie vertritt ihre Mitglieder in allen sozial-, 
bildungs-, wirtschafts- und verbraucherpolitischen 
Angelegenheiten auf nationaler sowie auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. 
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